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Änderungsantrag zu PB.L-01

Von Zeile 487 bis 490 löschen:
Schiene ertüchtigen und dafür sorgen, dass Industrie und Gewerbe wieder ans Bahnnetz

angeschlossen werden. In der Schifffahrt heißt es: weg vom Schweröl und stattdessen den

Einsatz alternativer Kraftstoffe und Antriebe forcieren. Den ausufernden Lkw-Verkehr wollen wir

durch eine CO2-orientierte Maut regulieren. Zusammen mit ambitionierten CO2-

Von Zeile 494 bis 495 einfügen:
verbessert werden. In der städtischen Logistik wollen wir den Einsatz von Lastenrädern und

neue Verteilkonzepte wie Cityhubs oder Güterbeförderung auf Schienen fördern.

Den modernen Hafenstandort Deutschland gestalten

Für ein außenhandelsorientiertes Land wie Deutschland ist eine international wettbewerbsfähige

maritime Wirtschaft von entscheidender Bedeutung, denn neunzig Prozent des Welthandels

werden über die Handelsschifffahrt abgewickelt. Dem Staat kommt die koordinierende und

lenkende Funktion zu. Wir wollen weg von einer nahezu ruinösen und ressourcenfressenden

maritimen Politik der Bundesländer, die in permanentem Wettstreit um immer tiefere

Wasserwege für immer schwerere Schiffe liegen. Bund und Küstenländer müssen bis zum Ende

der Legislaturperiode ein integratives und kooperatives Seehafenkonzept entwickeln, das die

Leitlinien bezüglich Umwelt- und Infrastrukturstandards festlegt, welches Sedimentmanagement

einschließt. Die GreenPorts- und GreenShipping-Initiativen wollen wir aus Bundes- und

Europamitteln fördern.

Die Schifffahrt muss klimaneutral werden

Die Weiterentwicklung emissionsfreier Schiffe und die Umrüstung bestehender Flotten sind

Voraussetzung für nachhaltige maritime Verkehre. Flächendeckenden Landstromversorgung in

allen Häfen und regulären Liegeplätzen ein. Wir fordern die Abnahme von zur Verfügung

stehendem Landstrom, um die Emissionen von liegenden Schiffen zu senken. Anlegegebühren

und Hafengebührenordnungen müssen bundeseinheitlich, gestaffelt nach dem Ausstoß der

Schiffe, in Form einer Bonusregelungen eingeführt und angepasst werden. Daneben wollen wir

den Seeschiffsverkehr endlich in den EU-Emissionshandel einbeziehen. Auch verbindliche

Emissionsminderungsziele für die Seeschifffahrt wollen wir einführen. Deutschland muss sich als

Mitglied der International Maritime Organization (IMO), dafür einsetzen, dass dies auch weltweit

geschieht.

Begründung

Für ein außenhandelsorientiertes Land wie Deutschland ist eine international wettbewerbsfähige

maritime Wirtschaft von entscheidender Bedeutung, denn neunzig Prozent des Welthandels werden
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über die Handelsschifffahrt abgewickelt. Dies bedeutet, dass wir auch im Wahlprogramm inhaltlich

Gewicht darauf legen müssen.

Dieser Antrag wurde von der LAG Häfen-Schifffahrt-Küstenschutz Niedersachsen und der LAG Häfen

und Schifffahrt Bremen in Zusammenarbeit und mit Unterstützung der BAG MoVe gemeinsam

entwickelt und verabschiedet.
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